re 2 
Geies: Sammlung. 
für die . k 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. Il. — 


(Ir. 2914.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 11. Oktober 1847., betreffend die Beſtaͤtigung 


der Statuten der in Magdeburg beſtehenden und der in Stettin zu errich— 
tenden ſtaͤdtiſchen Leihanſtalt. 


Au Ihren Bericht vom 25. Auguſt d. J. ertheile Ich den hierbei zuruͤckge⸗ 
henden Statuten der in Magdeburg beſtehenden und der in Stettin zu errich⸗ 
tenden ſtäͤdtiſchen Leihanſtalt hiermit Meine Genehmigung, indem Ich gleich 
in Bezug auf die $$. 12. und 17. derſelben die Vorſchrift des H. 19. Tit. 15. 
Theil 1. des Allgemeinen Landrechts für die Verpfaͤndungen bei dieſen Anſtal⸗ 
ten außer Kraft ſetze und es dem freien Ermeſſen derſelben uͤberlaſſe, ob fie 
von den auf den Pfandſcheinen etwa befindlichen Zeſſionen oder ſonſtigen Ver⸗ 
merken Kenntniß nehmen und überhaupt die Legitimation des Vorzeigers be⸗ 
ſonders pruͤfen wollen, oder nicht. i 

. Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kennt: 
niß zu bringen. 

Sansſouei, den 11. Oktober 1847. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter von Bodelſchwingh und Uhden. 


Jahrgang 1848. (Nr. 29142918.) 1 (Nr. 2915.) 
Ausgegeben zu Berlin den 11, Januar 1848. 
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(Nr. 2915.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 24. Oktober 1847., betreffend die Einführung 
einer Wildpretſteuer in Potsdam zum Beſten der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe. 


N. Ihren Bericht vom 11. d. M. genehmige Ich, daß von dem nachbe— 
nannten Wildpret beim Eingange in die Stadt Potsdam eine Steuer zum 
Beſten der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe nach folgenden Tarifſaͤtzen erhoben werde: 
von einem Stuͤck Rothwild 3 Rthlr., von einem Stuͤck Dammwild 2 Rthlr., 
von einem Schwein 1 Rthlr. 15 Sgr., von einem Reh 20 Sgr., von einem 
Friſchling 20 Sgr., von einem Faſan, einer Waldſchnepfe, einem Birkhuhn, 
einem Haſelhuhn, einem Auerhahn oder einem Trappen 5 Sgr., von einem 
Haſen 2 Sgr., von einer wilden Ente 1 Sgr. Fuͤr das Ziemer eines Hirſches, 
Schweines oder Rehes iſt die Haͤlfte, und fuͤr die Keule oder das Vorderblatt 
dieſer Thiere, ſo wie fuͤr den Kopf eines Schweines der vierte Theil des 
Steuerbetrages von dem ganzen Thiere zu erheben. Dasjenige Wild, welches 
von dem zum Zollverein nicht gehoͤrigen Auslande eingeht, bleibt unter den in 
der Beſtimmung des Artikels 3 zu I. des Vertrages vom 8. Mai 1841. we⸗ 
gen Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins (Geſetzſammlung Seite 141.) 
angegebenen Vorausſetzungen von der Wildpretſteuer befreit. Bei Erhebung 
dieſer Steuer find die zum Schutze der Schlachtſteuer beſtehenden Strafbeſtim⸗ 
mungen zur Anwendung zu bringen. 

Mein gegenwärtiger Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 24. Oktober 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter von Bodelſchwingh und von Duesberg. 


(Nr. 2916.) 


ET 


(Nr. 2916.) Genehmigungs- und Beftätigungsurkunde fir den zweiten Nachtrag zum Statut 
der Niederſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft. Vom 5. November 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
vom 29. Mai 1847. beſchloſſen hal, das von Uns unterm 8. November 1844. 
Allerhöͤchſt beftätigte Statut (Geſetzſammlung für 1844. S. 677. und fol- 
gende) in einigen Punkten abzuaͤndern, fo wollen Wir, dem im F. 20. des 
Statuts enthaltenen Vorbehalt gemäß, zu den beſchloſſenen Abaͤnderungen hier 
durch Unſere Genehmigung ertheilen und den auf Grund der Ermächtigung 
der Generalverſammlung von der Direktion verfaßten, in notarieller Ausferti⸗ 
e Pepe zweiten Nachtrag zum Statut hierdurch in allen Punkten 


Dieſer Erlaß i f f 
lung bekannt zu ae dem gedachten Nachtrage durch die Geſetzſamm 


Sansſouei, den 5. November 1847. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 


Ühden. v. Duͤesberg. 


(Nr, 2916.) * Zwei⸗ 


Zweiter Nachtrag 


zu dem 


am 8. November 1844. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statut der Nie 
derſchleſiſchen Zweigbahngeſellſchaft (Geſetzſammlung von 1844. 
Seite 677. folgende.) 


Die Niederſchleſiſche Zweigbahngeſellſchaft hat in der am 29. Mai 1847. 
abgehaltenen ordentlichen Generalverſammlung beſchloſſen, die Hh. 20. 30. 31. 
32. 35. 36. 37. 38. 39. 40. 42. 46. 48. 51. 54. 56. 57. und 67. des oben 
bezeichneten Statuts aufzuheben, reſp. abzuaͤndern und ſind ſolche auf Grund 
des in der gedachten Generalverſammlung aufgenommenen notariellen Proto- 
kolls unter Beſeitigung der bisherigen Dispoſitionen vorbehaltlich der hierzu 
. Allerhoͤchſten Genehmigung nunmehr folgendermaaßen gefaßt 
worden. 8 


$. 20. 


Ordentliche Generalverſammlungen finden jaͤhrlich am letzten Sonnabende 
des Monats Mai ſtatt, die Erſte im erſten Jahre nach vollftändiger Eröffnung 
der Bahn. Regelmäßige Gegenftände der Berathung und der Beſchlußnahme 
in den Generalverſammlungen ſind: 


1) der Bericht der Direktion uͤber die Ausfuͤhrung des Baues und uͤber die 
Geſchaͤfte des verfloſſenen Jahres unter Vorlegung des vom Ausſchuſſe 
gepruͤften 8 

die Entſcheidung uͤber ſolche Rechnungserinnerungen des Ausſchuſſes, in 
Betreff deren derſelbe ſich mit der Rechnung legenden Direktion nicht 
einigen kann, vorbehaltlich der weiteren ſchiedsrichterlichen Berufung nach 
Maaßgabe des H. 21.; 

3) die Wahl der Direktions- und Ausſchußmitglieder, ſowie deren Stellver— 
treter, und der Beſchluß uͤber die Entlaſſung der Geſellſchaftsvorſtaͤnde 


(H. 45.); 

4) die Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft durch Anlage von Zweig— 
oder Verbindungsbahnen und anderen Kommunikationswegen; 

5) die Beſchlußnahme uͤber alle Angelegenheiten, welche der Generalver— 
ſammlung von den Staatsbehoͤrden, der Direktion oder einzelnen Aktio⸗ 
nairen zur Entſcheidung vorgelegt werden; 

6) Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Statuts; 

7) die Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 

8) die Aufloͤſung der Geſellſchaft. 


Free : 


In den Fallen unter Nr. 3. 4. 6. 7. und 8. ift die Berufung einer 
Generalverſammlung und zur Ausführung der Beſchluͤſſe über die unter Nr. 4. 
6. und 8. benannten Gegenftände die Genehmigung des Staats erforderlich. 


§. 30. 


Nach Ablauf eines Jahres, vom Tage der Eroͤffnung der Bahn auf 
der ganzen Bahnſtrecke ab gerechnet, wählt die Geſellſchaft in einer vor dieſem 
Zeitpunkte zu berufenden Generalverſammlung drei Direktoren und zwei Stell⸗ 
vertreter, welche mit dem techniſchen Direktor (F. 63.) das Kollegium der Di⸗ 
rektoren bilden. Letzterer hat jedoch nur in rein techniſchen und Betriebsange⸗ 


e eine zaͤhlende und in allen uͤbrigen Angelegenheiten eine berathende 


§. 31. 


Die im vorſtehenden Paragraphen erwähnte Wahl der Direktoren, aus⸗ 
ſchließlich des techniſchen Direktors ehe fuͤr 3 Jahre, am Schluſſe jedes 
diefer drei Jahre ſcheidet einer der Direktoren aus. Bei dem Ausſcheiden ent- 
ſcheidet die An iennetaͤt oder, wo dieſe keinen Anhalt gewaͤhrt, das Loos. Die 
Wahl des an die Stelle des ausſcheidenden tretenden neuen Direktors erfolgt 


durch die Geſellſchaft in der Generalverſammlung der Aktionaire. Der Aus⸗ 
ſcheidende iſt wieder waͤhlbar. 


$. 32. 


„Voon den Stellvertretern der Direktoren haben in den Sitzungen nur fo 
viele eine Stimme, als noͤthig find, um bei etwaiger Abweſenheit eines oder 
mehrerer Direktoren die Zahl drei voll zu machen; außerdem nehmen die Stell⸗ 
vertreter zwar an den Berathungen Theil, geben jedoch dabei keine entſcheidende 
Stimme ab. ö 

Die eintretende Stimmfaͤhigkeit der Stellvertreter wird bedingt durch ihre 


Anziennetaͤt oder bei gleicher Anziennetaͤt durch die bei der Wahl gehabte 
Stimmenzahl. 


$. 35. 


Einer der drei Direktoren muß ſeinen Wohnſitz in Glogau haben, die 
beiden anderen in Glogau oder in den Staͤdten oder Kreiſen, welche von der 
Bahn durchſchnitten werden. Ruͤckſichtlich der beiden ſtellvertretenden Direkto— 
ren ſoll eine ſolche Beſchraͤnkung nicht Statt finden. 


$. 36. 


Jedes Mitglied der Direktion muß Beſitzer von 10 Aktien fein und bei 
der Geſellſchaftskaſſe 10 Aktien der Geſellſchaft deponiren. i 
(Nr, 2916.) Nicht 


8 


Nicht wahlfaͤhig ſind 

1) Beamte der Geſellſchaft, ſowie anderer Eiſenbahngeſellſchaften; 

2 Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder mit ihren Glaͤubigern 
akkordirt haben; f 

3) Individuen, welche eine entehrende Strafe erlitten haben; 

4) Perſonen, welche mit der Geſellſchaft in Kontraktsverhaͤltniſſen ſtehen 
oder ie Gefchäften mit der Geſellſchaft in irgend einer Weiſe bethei⸗ 
ligt ſind; 

5) Ausſchußmitglieder oder deren Stellvertreter, in ſofern ſie nicht als 
ſolche ausſcheiden. Auch duͤrfen Mitglieder reſp. Stellvertreter der Di⸗ 
rektion nicht Theilnehmer an demſelben Handlungsgeſchaͤft ſein. 

Die Beſtimmung unter Nr. 4. findet auf den Ober-Ingenieur reſp. 
techniſchen Direktor keine Anwendung. 


$. 37. 


Jedes Direktionsmitglied, ſowie jeder Stellvertreter iſt berechtigt, ſein 
Ant nach vorgaͤngiger achtwoͤchentlicher schriftlicher Aufkundigung nieder⸗ 
zulegen. 
Ein gezwungenes Ausſcheiden tritt ein: 
a) ſofern während der Amtsdauer eines der $. 36. gedachten Hinderniſſe 
eintritt. 
b) nach dem Beſchluſſe der Generalverſammlung cfr. H. 45. 


$. 38. 


Die drei wirklichen Direktoren waͤhlen aus ihrer Mitte durch Stimmen⸗ 
mehrheit einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben. Der Vorſitzende 
beruft die Verſammlungen, leitet die Verhandlung und zitirt, ſofern ein ſtimm⸗ 
berechtigtes Mitglied zu erſcheinen behindert iſt, den fuͤr daſſelbe einzuladenden 
Stellvertreter. 


$. 39. 


Die Direktion entwirft nach ihrem Zuſammentritt eine Geſchaͤftsordnung, 
auf deren Ausfuͤhrung der Vorſitzende zu wachen hat. Dieſelbe verſammelt 
ſich monatlich wenigſtens einmal; außerdem aber ſo oft, als es der Vorſitzende 
ftir noͤthig erachtet, oder zwei Mitglieder es verlangen. 

Die Faſſung der Befchlüffe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei fuͤr 
den Fall der Stimmengleichheit die timme des Vorſitzenden reſp. ſeines 
Stellvertreters den Ausſchlag giebt. Doch muͤſſen zur Faſſung eines guͤltigen 
Beſchluſſes drei Mitglieder anweſend fein. 


$. 40. 


Die Direktion iſt eben ſo befugt, als verpflichtet, die Geſellſchaft in allen 
ihren aͤußeren, in ihren inneren Rechten aber in ſoweit zu vertreten, als ſie 
das Statut ausdruͤcklich dazu ermaͤchtigt. Er 

le⸗ 


SE 


Dieſelbe leitet fämmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt ihre 
eigenen, ſo wie die Beſchluͤſſe der Generalverſammlungen in Ausführung, er⸗ 
nennt die Beamten der Geſellſchaft, beſtimmt deren Gehalte nach Maaßgabe des 
von dem Ausſchuſſe genehmigten Etats, mit der Befugniß, denſelben Gratifi- 
kationen bis zur Höhe von fünf und zwanzig Thalern für je einen Beamten 
feſtzuſetzen, und verſieht die Bevollmächtigten der Geſellſchaft mit der erforder— 
lichen Inſtruktion und Vollmacht. 


Sie verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die kuͤnftig eingehenden Bahn— 
und Transportgelder, ſo wie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, erwirbt 
die zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes erforderlichen Grundſtuͤcke, bewirkt 
die vollſtaͤndige Erbauung der Bahn, ſo wie demnaͤchſt deren Unterhaltung, 
2 10 die Aufführung der erforderlichen Gebäude bis zur Vollendung der 
Bahn, nach welchem Zeitpunkte neue Anlagen und Gebaͤude nur mit Geneh⸗ 
migung des Ausſchuſſes auszufuͤhren ſind; ferner die Unterhaltung ſaͤmmtlicher 
Gebaͤude, ſowie die Anſchaffung und Unterhaltung der Materialien, Transport⸗ 
mittel und Utenſilien, organiſirt und leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle 
zu den gedachten Zwecken erforderliche Kauf- und Verkauf-, Taufch-, Pacht⸗ 
und Mieths-, Engagements, Anleihe- und ſonſtige Verträge Namens der Ge— 
ſellſchaft, und repraͤſentirt die Letztere in allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf 
das Vollſtaͤndigſte mit allen Befugniſſen, welche die Geſetze (Allg. L. R. Th. 
II. Tit. 8. H. 501. 502.) einem uneingeſchraͤnkten Handlungsdisponenten bei⸗ 
legen, jedoch ohne perſoͤnliche Verbindlichkeit gegen dritte Perſonen. Insbe⸗ 
ſondere iſt die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft bei allen gerichtlichen Ver⸗ 
handlungen zu vertreten, Grundſtuͤcke zu erwerben, Pfandrechte zu beſtellen, 
Eintragungen jeder Art in die Hypothekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben 
zu bewilligen, Wiederveraͤußerungen vorzunehmen, Entſagungen und Verzichte 
zu erklaͤren, Zeſſionen zu leiſten, Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten 
ſchieds richterlicher Entſcheidung zu unterwerfen, und ſollen ihr außerdem auch 
alle diejenigen Rechte und Befugniſſe zuſtehen, zu welchen ſonſt nach Thl. I. 
a ich 2 98. bis 109. des A. L. R. eine gerichtliche Spezialvollmacht er⸗ 
orderlich iſt. 


Die Direktion iſt ermaͤchtiget, zur Ausuͤbung ihrer Befugniſſe Bevoll— 
maͤchtigte zu ernennen und denſelben Vollmacht zu ertheilen. 


§. 42. 


Zur Ausuͤbung aller der Direktion laut H. 40. ertheilten Befugniſſe be⸗ 
darf dieſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden keiner weitern Legitimation, 
als eines von einer Gerichtsperſon oder einem Notar ausgefertigten Atteſtes 
über die Perſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder und deren Stellvertreter. Die⸗ 
ſes Atteſt wird auf Grund der Wahlverhandlungen und fuͤr die erſte Direktion 
der Geſellſchaft auf Grund der Statuten und des Notariatsprotokolls uͤber 
die am 4. Maͤrz dieſes Jahres abgehaltene erſte Generalverſammlung (H. 1. 
der tranſitoriſchen Beſtimmungen) ausgefertigt. Den Nachweis, daß die Di: 
rektion innerhalb der ihr ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Befugniſſe handelt, iſt die⸗ 

(Nr. 2916.) ſelbe 


a er 


ſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden niemals zu führen verpflichtet. Die⸗ 
ſelbe verbindet durch ihre Handlungen die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt. 

Zu allen Berichten und Schreiben an Behörden, ſchriftlichen Verpflich⸗ 
tungen, insbeſondere Vertraͤgen und Vollmachten, Beſtallungen und Kaſſen— 
Dispoſitionen iſt die Unterſchrift des Vorſitzenden oder ſeines Stellvertreters 
nebft zweier Mitglieder der Direktion oder Stellvertreter erforderlich und aus⸗ 
reichend. Alle übrigen ſchriftlichen Ausfertigungen vollzieht der Vorſitzende 
allein, oder in Behinderungsfaͤllen ſein Subſtitut. 


§. 46. 


Der Ausſchuß beſteht aus neun Aktionairen, von denen fuͤnf in den von 
der Bahn durchſchnittenen Kreiſen wohnen muͤſſen. 


g. 1. 


Alljaͤhrlich ſcheiden drei Mitglieder und ein Stellvertreter aus, das erſte 
Mal jedoch erſt 8. der naͤchſten Generalverſammlung nach Eroͤffnung der 
Bahn (F. 20.). Das Ausſcheiden geſchieht nach dem Amtsalter, bei gleichem 
Amtsalter entſcheidet das Loos. Die Ausſcheidenden ſind ſofort wieder waͤhl⸗ 
bar. Der Austritt der Ausſcheidenden und der Eintritt der durch die General⸗ 
Verſammlung neu gewaͤhlten Mitglieder findet 14 Tage nach der Wahl ſtatt. 


$. 54. 


Der Ausſchuß ift der Vertreter der innern Rechte der Geſellſchaft und 
faßt Namens derſelben verbindende Beſchluͤſſe in allen Angelegenheiten, welche 
nicht nach H. 20. der Generalverſammlung ausdruͤcklich vorbehalten oder nach 
$. 41. der Direktion ſelbſtſtaͤndig uͤberlaſſen ſind. 


Insbeſondere hat er 


1) die Gehalte und Remunerationen der Geſellſchaftsvorſtaͤnde nach $. 44. 
zu beſtimmen, 

2) die Direktion in ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung zu kontrolliren, die von derſel⸗ 
ben bei Eroͤffnung des Betriebes zu entwerfenden Etats feſtzuſetzen, die 
Rechnungsabſchluͤſſe zu prüfen, die Rechnungen abzunehmen, zu moniren, 
anzuerkennen und daruͤber Decharge zu ertheilen; der Vorſitzende des 
Ausſchuſſes muß jedoch dem Vorſitzenden der Direktion Reviſionen vor⸗ 

her anzeigen, 

3) die zu zahlenden jauͤhrlichen Dividenden zu beſtimmen und zur Kenntniß 
der Aktionaire zu bringen, ($. 14. und 19.) 

4) der Direktion uͤber die von derſelben ihm vorgelegten Gegenſtaͤnde nicht 
allein ſein Gutachten zu ertheilen, ſondern auch daruͤber Beſchluß zu 
faſſen und zu entſcheiden, 

5) die erforderlichen Fonds zur Beſorgung ſeiner Buͤreaugeſchaͤfte zu be⸗ 
willigen. Außerdem iſt ſeine Genehmigung erforderlich: 5 

a) zu 


ae GE 


a) zu der im F. 5. vorbehaltenen Erhöhung des Aktienkapitals, ſowie 
zu der ebendaſelbſt reſervirten Darlehnsaufnahme, 

b) zur Anlegung eines zweiten Bahngeleiſes, zur Uebernahme des Trans⸗ 
portes auf anderen Eiſenbahnen, und zur Einraͤumung der Mitbenutzung 
der eigenen Bahn, 

c) zur Bildung und Verwendung der Reſervefonds, (F. 5.) 

d) zur Bewilligung von Gratifikationen an Beamte über Fünf und 
zwanzig Thaler, 

e) gr rrichtung neuer Gebäude und Anlagen nach Vollendung der 

ahn. (F. 46.) 


$. 36. 


Der Ausſchuß iſt berechtigt, feine Geſchaͤfte durch Kommiſſarien aus fei- 
ner Mitte auszuuͤben. 


$. 37. 


Der Ausſchuß iſt berechtigt, ein Direktionsmitglied, welches nach §. 37. 
auszuſcheiden verpflichtet iſt, aus der Direktion zu entfernen. 


§. 67. 


Einzelne Remunerationen und Gratififationen, welche für eine einzelne 
Perſon im Laufe des Jahres den Betrag von Fuͤnf und zwanzig Thaler nicht 
überfteigen, kann die Direktion ſelbſtſtaͤndig und ohne ſpezielle Genehmigung 
des Ausſchuſſes bewilligen, doch darf ſie die im Etat zu dergleichen Zwecken 
ausgeſetzte Summe nicht uͤberſteigen. 


Jahrgang 1848. (Nr. 29162917.) 92 (Nr. 2917.) 
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(Nr. 2917.) Erklaͤrung wegen der zwiſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regierung verabredeten Maafregeln zur Ver: 
huͤtung und Beſtrafung der Forſt⸗ und Jagdfrevel in den Grenzwaldungen. 
Vom 21. Dezember 1847. ; 


Meissen für die Königlich Preußiſche und die Herzoglich Sachſen⸗Coburg 
und Gothaiſche Staatsregierung das Bedurfniß ſich ergeben hat, die laut der 
7 225 wechfelfeitigen Miniſterialerklarungen vom 15. Perner 1824. geſchloſſene Kon— 


Dezember 

vention zur Verhuͤtung und Beſtrafung der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen 
in verſchiedenen Punkten abzuändern und zu vervollſtaͤndigen, beide Regierun⸗ 
gen auch zu dem Ende uͤbereingekommen ſind, ſowohl die in Kraft bleibenden 
älteren Beſtimmungen, als die getroffenen neuen Verabredungen, unter Auf- 
hebung der fruͤheren, in eine neue Vereinbarung zuſammen zu faſſen, und die⸗ 
ſelbe auch auf die Verhuͤtung und Beſtrafung der Jagdfrevel in den Grenz⸗ 
waldungen auszudehnen, ſo erklaͤren Dieſelben zu dieſem Zwecke Folgendes: 


Artikel 1. 


Es verpflichtet ſich ſowohl die Königlich Preußiſche, als die Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſche Regierung, die Forſt⸗ und Jagdfrevel, welche ihre 
Unterthanen in den Waldungen und Jagdrevieren des anderen Gebiets veruͤbt 
haben möchten, fo bald fie davon Kenntniß erhält, nach denſelben Geſetzen zu 
unterſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht und beſtraft werden 
wuͤrden, wenn ſie in inlaͤndiſchen Forſten und Jagdrevieren begangen worden 
waͤren. 


Artikel 2. 


Von den beiderſeitigen Behoͤrden ſoll zur Entdeckung und Habhaftwer⸗ 
dung der Forſt⸗ und Jagdfrevler alle mögliche Huͤlfe geleiſtet werden. Den 
Foͤrſtern und Waldwaͤrtern des einen Theils ſoll namentlich geſtattet ſein, die 
Spuren begangener Forſt⸗ und Jagdfrevel, ſowie die Frevler ſelbſt, bis auf 
eine Meile auch in das Gebiet des anderen Theils zu verfolgen. 

Ereilen ſie auf der diesfaͤlligen Verfolgung die Frevler ſelbſt, ſo iſt es 
ihnen, jedoch nur unter der Bedingung geſtattet, dieſelben anzuhalten, daß die 
Angehaltenen an die naͤchſte Ortsbehörde derjenigen Regierung überliefert wer: 
den, auf deren Gebiet die Anhaltung ſtattgefunden hat. 

Finden die auf der Verfolgung eines Forſt⸗ und Jagdfrevlers begriffe⸗ 
nen Forſtbeamten eine Hausſuchung in dem Gebiete des anderen Theils vor⸗ 
zunehmen für noͤthig, fo haben dieſelben ſolches an Orten, wo der Sitz eines 
Gerichts iſt, bei dem Ortsrichter, im Fall der Verhinderung deſſelben aber, ſo⸗ 
wie an Orten, wo ein Ortsgericht ſich nicht befindet, bei dem Polizeikommiſſaͤr, 
Buͤrgermeiſter oder Beigeordneten, Ortsſchultheißen oder Ortsſchoͤffen anzuzei⸗ 
gen, von welchen alsdann die Hausſuchung unverzuͤglich verfuͤgt werden wird. 
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Artikel 3. 


Dem nacheilenden Forſt- und Jagdbeamten wird uͤberlaſſen, das über den 
Hergang, Befund und alle Umſtaͤnde des begangenen Frevels, welche auf deſſen 
Beſtrafung von Einfluß ſein koͤnnen, im Gebiete ſeiner Landesherrſchaft auf— 
genommene Protokoll in dem benachbarten Gebiete fortzuſetzen, und darin 
Alles, was er auf der Nacheile in Beziehung auf den begangenen Frevel be- 
merkt, aufzuzeichnen. 

Es ſoll jedoch dieſe Aufzeichnung unter Mitwirkung und Mitunterſchrift 
des nach dem vorhergehenden Artikel die Hausſuchung veranſtaltenden Orts⸗ 
vorſtandes in Bezug auf denjenigen Theil des Protokolls erfolgen, welcher die 
von dieſem Vorſtande vorgenommenen Handlungen betrifft, und ſo weit es ſich 
von Hausſuchungen handelt, bei welchen der Ortsrichter ꝛc. (Artikel 2.) zuge: 
gen war, unter Mitwirkung und Mitunterſchrift des Letzteren. Das Einver⸗ 
ſtaͤndniß des Ortsrichters oder Ortsvorſtandes oder das, was er ſeinerſeits be— 
5 05 oder abweichend zu erinnern hat, muß in dem Protokoll ausdruͤcklich 
bemerkt werden. Von dieſem Protokoll, worin jedesmal uͤber etwaige Beſchlag⸗ 
ag und Aufbewahrung entwendeter Gegenſtaͤnde und von Frevlern gebrauch⸗ 
ter be ſchaften die noͤthigen Bemerkungen aufzunehmen ſind, haͤndigt der 
Forſt⸗ m Jagdbeamte fofort ein Duplikat dem Behufs der Hausſuchung requi⸗ 
eg a; des Orts ein, welcher Letztere, fofern dies nicht der Ortsrichter 
ah aſſelbe ſogleich feiner vorgeſetzten Behörde zu überſenden hat, bei Vermei⸗ 
ung einer Polizeiſtrafe von 1 bis 5 Rthlr. fuͤr denjenigen Ortsvorſtand, wel⸗ 
cher der Requiſition nicht Genuͤge leiſtet. 


Artikel 4. 

ö Fuͤr die Konſtatirung eines Frevels welcher von einem Angehoͤrigen des 
einen Staates in dem Gebiete e veruͤbt worden, ſoll = offiziellen 
Angaben und Abſchaͤtzungen, welche von den kompetenten und gerichtlich ver- 
pflichteten Forſt⸗ und Polizeibeamten des Orts des begangenen Frevels oder 
von dem dort kompetenten polizeilichen Beamten aufgenommen worden, jener 
Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtsſtelle beigelegt werden, 
welchen die Geſetze den offiziellen Angaben der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. 


Artikel 5. 


Die Einziehung des Betrags der Strafe und der etwa ſtattgehabten 
Gerichtskoſten ſoll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der 9 
Frevler wohnt und in welchem das Erkenntniß ſtattgefunden hat, und nur der 
Betrag des Schadenerſatzes und der Pfandgebuͤhren an die betreffende Kaffe 
desjenigen Staates abgefuͤhrt werden, in welchem der Frevel veruͤbt worden iſt. 


Artikel 6. 


Dien unterſuchenden und beſtrafenden Behoͤrden in den Koͤniglich Preu⸗ 
ßiſchen und in den Herzoglich Sachſen-Coburg-Gothaiſchen Landen wird zur 
(Nr. 2917.) Pflicht 


=D = 
Pflicht gemacht, die Unterfuchung und Beſtrafung der Forſt- und Jagdfrevel 


in jedem einzelnen Falle ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach der Verfaſſung 
des Landes nur irgend moͤglich ſein wird. 


Artikel 7. 


Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Königs von Preußen 
und Seiner Hoheit des Herzogs von Sachſen-Coburg-Gotha zweimal gleich- 
lautend ausgefertigte Erklaͤrung ſoll nach erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung, 
Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen erhalten und zu dem Ende 
ſofort oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

Berlin, den 21. Dezember 1847. 


RE) 


Koͤnigl. Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
| Frhr. v. Canitz. 


Vorſtehende Erklaͤrung wird, nachdem dieſelbe gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung des Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staats⸗Miniſte⸗ 
riums ausgewechſelt worden ift, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Berlin, den 21. Dezember 1847. 


Der Staats- und Kabinetsminiſter für die auswaͤrtigen 
Angelegenheiten. 


Frhr. v. Canitz. 


